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VEREIN ijÜR BEWÄHRUNGSHILFE l::T"'UND SOZIALE ARBElf' 

An das 

Parlament 
Direktion 

Dr. Karl Renner-Ring 3 
1017 Wien 

ccc~ .;,i~c~~TZENTWU~ 
i . ................. ::r:.-<..!.. ........ -G E/19 .. .1.::< .... . 

',;um: 0 4. AUG. 1992 

V8rt3i1t ........ Q ... ~.' .. ,,~:~.~.: . ..J~.~~ ......... , 
~Ch4/~ 

Wien, 27.7.1992/ef 

Betrifft: Begutachtung des Entwurfes eines Bundesgesetzes 
über die Einreise und den Aufenthalt von Fremden 
(Fremdengesetz-FrG) 
Stellungnahme des Vereins für Bewährungshilfe und 
soziale Arbeit 

Der Verein für Bewährungshilfe und soziale Arbeit erlaubt 
sich, Ihnen in der Anlage 25 Ausfertigungen seiner Stellung­
nahme zum angeführten Gesetzesentwurfes zu übermitteln. 

Es wird um Verständnis ersucht, daß aus Kapazitätsgründen 
die Anlagen A, Bund C nur bei der Erstausfertigung ange­
schlossen werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Mag. Reinhard Kaufmann 
Rechtsreferent 

Anlagen 
1 Ausfertigung samt Anlagen A,B und C 

24 Ausfertigungen ohne Anlagen 

Gatterburggasse 12 
A - 1190 Wier\ 

Telephor\: 0222/36 35 50 - 0 
Fax: 0222 / 36 35 50 - 36 
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'VEREIN FÜR BEWÄHRUNGSHILFE ~UNDSOZIALE ARBEIT 

' .. 

.. 

An das 

Bundesministerium für 
Inneres 

Postfach 100 
1014 Wien 

.. 

.. 
Wien, 24.7.1992/ef 

Betrifft: Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes 
über die Einreise und den Aufenthalt von 
Fremden (Fremdengesetz) 
Ihre Zl. 76201/4-1/7/92 

Sehr geehrte Damen ~nd Herren 

Der Verein für Bewährungshilfe und soziale Arbeit dankt für 
die Einbeziehung in das gegenständliche Begutachtungsverfahren 
und erstattet die folgende Stellungnahme zum vorliegenden 
Entwurf eines Fremdengesetzes: 

1. Grundsätzliches: 

Der VBSA begrüßt die Absicht, die Bestimmungen des Fremden­
rechts möglichst in ,einem einheitlichen Gesetzeswerk zusammen­
zufassen und auf Anforderungen, wie sie die jüngste inter­
nationale Entwicklung mit sich bringt, entsprechend zu reagieren. 

Der VBSA möchte jedoch davor warnen, die durchaus als notwendig 
anerkannte Beschleunigung der administrativen Verfahrensabläufe 
durch Maßnahmen zu erkaufen, die berechtigte Interessen ein­
zelner Betroffener massiv beeinträchtigen können. Dies be-
zieht sich insbesondere auf die vorgesehenen Einschränkungen 
des tatsächlichen (§ 17 Abs. 3) bzw. des effektiven (§ 27 Abs.3) 
Rechtsschutzes, die nach Auffassung des VBSA nicht ausreichend 
berücksichtigen, daß die Möglichkeit zum Verbleib in Österreich 
für den/die betroffene/n Ausländer/in unter Umständen eine 
Frage des physischen Überlebens sein kann. 

Im Zusammenhang mit den unmittelbar vom VBSA wahrzunehmenden 
Aufgaben erscheint der vorliegende Entwurf insbesondere da­
durch problematisch, daß er Bestimmungen enthält, die jene 
Bestimmungen des (Jugend)Strafrechts, die unterstützende Maß­
nahmen zur Wiedereingliederung von Straffälligen vorsehen, 
konterkarieren. 

Oatterburggasse 12 
A-1190Wien 

Telephon: 0222/36 35 50 - 0 
Fax: 0222 / 36 35 50 - 36 
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Konkret steht der Verein immer häufiger vor der Situation, 
daß 

durch fremdenpolizeiliche Maßnahmen sein gesetzlicher und 
gerichtlicher Auftrag vereitelt wird, 

er feststellen muß, daß der Vollzug des Aufenthaltsver­
botes gegen Jugendliche der sogenannten "zweiten Generation" 
eine unverhältnismäßige Härte darstellt. 

Dem steht gegenüber, daß die Betreuung von Ausländern durch den 
Verein erfolgreich war und-ist. Dazu verweist der Verein auf 
die beiliegende Obersicht-"Ausländerbetreuung" vom 15.7.1992. (./A) 

Im Zuge der Diskussion mit dem Innenministerium wurde der VBSA 
darauf hingewiesen, daß nunmehr ein neues Fremdengesetz in Au~­
arbeitung sei und daß in diesem Gesetz auf die vom VBSA aufge­
zeigten Probleme Rücksicht genommen werden könnte. 

Der hier zur Begutachtung stehende Entwurf bringt jedoch für 
die Probanden des VBSA keine Verbesserung der Situation: 

Aus der Sicht des VBSA 
insbesondere 

werden seine begründeten Forderungen, 

Forderung nach besseren Rechtsschutzgarantien im Verfahren 
wegen Aufenthaltsverbot, 

Forderung nach stärkerer Berücksichtigung der persönlichen 
Situation der Probanden und 

Forderung nach besserer Vorhersehbarkeit der fremdenpolizei­
lichen Reaktion durch Koordination mit den gerichtlichen, 
insbesondere jugendgerichtlichen Maßnahmen 

durch den vorliegenden Entwurf dadurch durchkreuzt, daß bei­
spielsweise 

das Instrument der Ausweisung ausgeweitet, 

Berufungen gegen die Ausweisung keine aufschiebende Wirkung zu­
kommt und die Möglichkeit, die aufschiebende Wirkung einer Beru­
fung gegen ein Aufenthaltsverbot auszuschließen noch gegen-
über § 64 Abs. 2 AVG erleichtert wird, 

bei Verhängung des Aufenthaltsverbotes die Aufzählung der 
Abwägungskriterien nunmehr taxativ gestaltet wurde und insbes.die 
Beeinträchtigung des beruflichen und persönlichen Fort-
kommens des Fremden in Zukunft unberücksichtigt bleiben soll. 

Aus der Sicht des VBSA würde der - schon jetzt schwer durch-
setzbare - Schutz des Privat- und Familienlebens der Probanden 
noch weiter geschwächt. Im elnzelnen führt der VBSA aus: 

.1. 
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2. Unbefristeter Sichtvermerk: 

Durch § 8 FrG bleibt die Erteilung des unbefristeten Sichtver­
merkes für die Behörde eine Ermessensentscheidung, der Fremde 
hat jedoch erst bei Erfüllung der taxativ aufgezählten Voraus­
setzungen die Möglichkeit, einen entsprechenden Antrag zu 
stellen. 

Die im § 8 Z 1 FrG festgesetzte Mindestfrist entspricht nicht 
der derzeitigen Praxis. Der Verein schlägt eine Frist von 3 Jahren 
vor und stützt sich dabei auf die Integrationspraxis anderer 
Behörden bzw. Länder und die Integrationsstandards anderer 
Gesetze bzw. anderer Staaten: 

Das Land Wien ermöglicht d~rzeit - unter Ausnützung der 
Ausnahmebestimmungen - die Verleihung der Staatsbürger­
schaft bereits nach 4jähriger Beschäftigung in Österreich. 

Das neue Aufenthaltsgesetz sieht eine "unbefristete Be­
willigung" nach 5 Jahren vor (§ 4 (2) Aufenthaltsgesetz). 

Mit der recommendation (Doc.3666) vom 2. Oktober 1975 
(Appendix Z 7) hat das Legal Affairs Committee der 
Parliamentary Assembly of the Council of Europe beschlossen, 
bereits nach 3 Jahren Aufenthalt eine 10-jährige oder eine 
Daueraufenthaltsbewilligung zu erteilen (./B). 

Darüber hinaus soll entsprechend dieser recommendation der 
Entzug von Aufenthaltsrechten nach Ablauf dieser Dreijahres­
frist sogar verboten werden (beides zitiert nach Frowein/ 
Stein, Die Rechtsstellung von Ausländern nach staatlichem 
Recht und Völkerrecht, Springer-Verlag 1987, Band 11, 
Seite 1733 f)i Dokument beiliegend (./B). 

Auch Holland (aaO Band I, Seite 892) und Australien (aaO Band I, 
Seite 80 ff) orientieren sich an diesem drei jährigen europäischen 
Standard. 

3. Entzug der Aufenthaltsberechtigung: 

Rechtmäßiger Aufenthalt (§§ 15 ff FrG): 

Der vorliegende Entwurf erweitert dramatisch den Anwendungsbe­
reich der "Ausweisung", einer Rechtsfigur, die erstmals mit der 
Novelle zum FrPolG 1990 eingeführt wurde. Anläßlich dieser 
Novelle hat der Gesetzgeber noch in den erläuternden Bemerkungen 
eingeräumt, daß "Art. 1 Z 2 des 7. Zusatzprotokolls zur EMRK 
... (grundsätzlich) ... Fremden, die sich rechtmäßig im Bundes­
gebiet aufhalten, das Recht auf Anwesenheit während eines Be­
rufungsverfahrens (über ein Abschiebungsverfahren) einräumt". 

Schon anläßlich der Novelle 90 hat der Gesetzgeber nicht den 
von der Konvention vorgezeichneten Weg der Verfahrensgarantien 

. / . 
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gewählt, sondern er hat durch die Definition, wann ein 
Aufenthalt rechtmäßig ist und wann nicht, einen großen 
Personenkreis von den Verfahrensgarantien des Art. 1 des 
7. Zusatzprotokolls zur EMRK ausgeschlossen. Diese Praxis 
führte bereits nach der Novelle 90 zu eklatanten Härtefällen, 
obwohl 

das Instrument der Zurückschiebung auf den Zeitraum 
von 7 ~agen ab Einreise und 

das Instrument der Ausweisung auf höchstens 4 Monate 
nach Einreise 

beschränkt wurde. 

Insbesondere im Zusammenhang mit Asylanträgen hat sich ge­
zeigt, welche Probleme die Klärung von eminent wichtigen Vor­
fragen (rechtmäßiger Aufenthalt ?) in einem Verfahren mit sich 
bringt, in dem einer Berufung keine aufschiebende Wirkung zu­
kommt. 

Die nunmehr vorgeschlagene Neuregelung der Ausweisung (ohne 
zeitliche Beschränkung) stellt einen Einbruch in das Rechts­
schutzsystem dar, der nach Ansicht des VBSA mit dem Grund­
rechtsstandard der EMRK nicht mehr in Einklang gebracht wevden 
kann. 

4. Ausweisung (§ 17 FrG): 

Eine gravierende Verschlechterung des Rechtsschutzes bringt 
insbesondere der § 15 Abs. 3 FrG (Dauer des rechtmäßigen Auf~ 
enthalts) in Verbindung mit § 17 FrG (Ausweisung): Der klare 
Wortlaut des Gesetzesentwurfes läßt keine andere Auslegung zu, 
als daß nach Ablauf eines Sichtvermerkes der Aufenthalt nicht 
mehr als rechtmäßig gilt und daher die Regelung über die Aus~ 
weisung und nicht die Verfahrensgarantien der §§ 18 ff FrG 
(Aufenthaltsverbot) greifen. 

Die erläuternden Bemerkungen zu § 14 FrG sprechen zwar davon, 
daß der Verlust der Aufenthaltsberechtigung "so wie bisher 
ausschließlich durch individuellen Rechtsakt" erfolgt. Dies 
ändert jedoch nichts daran, daß 

nach der vorgeschlagenen Regelung der' Aufenthalt nach Ablauf 
des Sichtvermerkes "nicht mehr rechtmäßig" ist und 

damit die Regelungen über die Ausweisung gelten, sodaß selbst 
bei jahrelangem Aufenthalt für die Prüfung des Ausmaßes des 
Eingriffs in die Privatrechte die Verfahrensgarantien fehlen. 

Daran ändert auch nichts, daß in § 19 FrG ausdrückliöh auf 
Art. 8 EMRK verwiesen wird. Nach Ansicht des 'VBSA ist der 
Schutz eines Grundrechtes nur dann gewährleistet, wenn das 
Grundrecht auch durch entsprechende Verfahrens garantien abge­
sichert ist (vgl. Art. 13 EMRK). 

. / . 
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Da der Berufung gegen eine Ausweisung keine aufschiebende 
Wirkung zukommt, ist nach Ansicht des Vereins im Fall der 
Ausweisung das Grundrecht gemäß Art. 8 EMRK nicht durch 
ausreichende Verfahrerisgarantien abgesichert. 

5. Aufentha1tsverbot (§§ 18 ff FrG): 

Die Regelung betreffend das Aufenthaltsverbot verschlechtert 
die Rechtsstellung der ausländischen Probanden des VBSA in zwei 
wesentlichen Punkten: 

Im Vergleich zur alten Regelung des § 3 Abs. 3 FrPolG ent­
hält § 20 FrG (Unzulässigkeit eines Aufenthaltsverbotes) 
nunmehr eine taxative Aufzählung von wenigen Abwägungs­
kriterien. Dies verringert die Möglichkeit, auf die indivi­
duelle Situation einzugehen, entscheidend. 

Insbesondere ist im Rahmen dieser taxativen Aufzählung der 
Abwägungskriterien die mögliche Beeinträchtigung des be­
ruflichen oder persönlichen Fortkommens des Fremden oder 
seiner Familienangehörigen weggefallen. Gerade die Berück­
sichtigung dieser Umstände stellt jedoch nach Ansicht des 
VBSA ein wesentliches Kriterium im Rahmen der Prüfung 
des Art. 8 Abs. 2 EMRK dar. 

Auch wenn die erläuternden Bemerkungen darauf hinweisen, daß 
auf diese Umstände bereits im Rahmen der Prüfung des 
§ 19 FrG (Schutz des Privat- und Familienlebens) Rücksicht 
zu nehmen ist, so steht dem entgegen, daß gerade hinsicht­
lich des Aufenthaltsverbotes diese Prüfungsverpflichtung durch 
§ 20 FrG näher determiniert wird. Eine, laut erläuternden ' 
Bemerkungen nunmehr "taxative" Aufzählung steht damit nach 
dem klaren Wortlaut des Entwurfes einer näheren Prüfung 
der Beeinträchtigung des beruflichen und persönlichen Fort­
kommens künftig entgegen. 

Besonders auffallend ist diese Einengung der Möglichkeit 
zur konkreten Berücksichtigung der jeweiligen individuellen 
Situation des/der Ausländers/in im Zusammenhang mit dem 
ersten Satz des § 20 des Entwurfs, der durchaus auf die 
Berücksichtigung aller die Lebenssituation der/des Betroffenen 
bestimmenden Umstände abstellt. 

Möglichkeit der Ausschließung der aufschiebenden Wirkung 
gemäß § 27 Abs. 3 FrG: 

Während bisher nach dem klaren Wortlaut des § 6 Abs. 1 
FrPolG,der Vollzug eines Aufenthaltsverbotes dessen Rechts­
kraft vorausgesetzt hat ("innerhalb ~iner Woche, nach Rechts­
kraft des Bescheides"), wird nun die Möglichkeit der Aber­
kennung der aufschiebenden Wirkung vorgesehen. Der VBSA 
bedauert, daß hier die gesetzliche Regelung auf den Mindest­
standard des Art. 1 des 7. Zusatzprotokolls zu EMRK zurück-
fällt. ' 

Eine akzeptable Anwendung des §27 Abs.3 des Entwurfs wäre 
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nur denkbar, wenn sich die Behörden bei seiner Auslegung 
an der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes 
orientieren, der den Beg~iffen "reasons of national security" 
und "interests of public order" sehr hohen Stellenwert bei­
mißt. 

Nach Auffassung des VBSA handelt es sich bei der Aberkennung 
der aufschiebenden Wirkung um eine der zentralen Fragen im Ver­
fahren über die Verhängung eines Aufenthaltsverbotes, deren 
Vollziehung tief in existenzielle Interessen der Betroffenen 
eingreifen kann. 

Daher hält der VBSA eine klare und im Sinne der Garantie der 
Menschenrechte einschränkende Formulierung dieser Bestimmung 
für unbedingt erforderlich. 

Die erläuternden Bemerkungen gehen beispielsweise auf dieses 
Problem nur in einem einzigen Satz mit dem Hinweis auf das 
7. Zusatzprotokoll ein und es trägt sicher nicht ~ur Klar­
stellung bei, wenn im dar an anschließenden Satz (der sich auf 
den "unrechtmäßigen " Aufenthalt in Österreich bezieht) bereits 
auf den § 64 AVG verwiesen wird. 

Die Verkürzung der nun im § 18 Abs. 2 Z 7 FrG (Aufenthalts­
verbot bei Mittellosigkeit) genannten Frist (kein Aufenthalts­
verbot bei Mittellosigkeit, wenn innerhalb des letzten Jahres 
mehr als 6 Monate einer erlaubten Erwerbstätigkeit nachgegan­
gen wurde) wird ausdrücklich als Schritt begrüßt, der auf das 
Ausmaß der Integration in Österreich abstellt. 

6. Gültigkeitsdauer des Aufenthaltsverbotes und 
Durchsetzungsaufschub (§§ 21 ff FrG): 

Der vorliegende Entwurf streicht stillschweigend, das heißt 
ohne diesbezügliche Erläuterungen, das Instrument des soge­
nannten "Vollstreckungsaufschubs"gemäß § 6 Abs. 2 FrPolG . 

Der Verein sieht allgemein zwei Möglichkeiten des Umgangs 
mit einem Aufenthaltsverbot: 

Verhängung des Aufenthaltsverbotes nur dann, wenn das Auf­
enthaltsverbot auch wirklich sofort vollzogen werden soll, 
daher "Durchsetzung,saufschub" nur im eng begrenzten Rahmen 
der vorgeschlagenen Regelung oder 

Verhängung des Aufenthaltsverbotes und Möglichkeit der Ge­
währung eines Vollstreckungsaufschubes, wenn unter anderem 
"die bloße Tatsache der Erlassung eines AUfenthaltsverbotes 
die Annahme rechtfertigt, daß die betreffende Person ihr 
Verhalten in Zukunft den Interessen und Gesetzen Österreichs 
anpassen wird" (Erläuterungen zur Regierungsvorlage des 
FrPolG, 186 BIGNR 7.GP, Seite 6). In der Praxis sprach man 
auch von einem sogenannten "bedingten Aufenthaltsverbot", 
womit Aufenthaltsverbote gemeint waren, die zwar erlassen, 
aber mit Absicht nicht vollstreckt wurden, sondern immer 
wieder mit "Vollstreckungsaufschub" gern. § 6 Abs., 2 FrPolG 
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aufgeschoben wurden. 

Diese Regelung hatte für die Fremden freilich den Nachteil, 
daß bei der geringsten Verfehlung der Vollstreckungsaufschub 
nicht mehr erneuert wurde und weiters, daß durch das rechts­
kräftige Aufenthaltsverbot der Fristenlauf für den Staats­
bürgerschaftserwerb gehemmt wurde (§ 15 Abs. llit. a 
Staatsbürgerschaftsgesetz) (vgl. Stolzlechner in Froweinl 
Stein, Die Rechtsstellung von Ausländern nach staatlichem 
Recht, Seite 1071). 

Aufgrund der Erfahrungen mit diesem Instrument tritt der VBSA 
(mit folgender Begründung) für die Beibehaltung des bis­
herigen Zustandes ein: 

Das Instrument des sogenannten "bedingten Aufenthaltsverbotes" 
(Vollstreckungsaufschub) trägt Elemente in sich, die sich auch 
im Rahmen der sogenannten "bedingten Verurteilung" (§ 43 StGB) 
bewährt haben. Die oben zitierten Erläuterungen zur Regierungs­
vorlage treffen den Kernpunkt der bedingten Verurteilung 
("die bloße Tatsache der Erlassung eines Aufenthaltsverbotes 
dieAnnahme rechtfertigt, daß ... ihr Verhalten ... anpassen wird"). 

Damit hatte die Fremdenpolizei bei Verhängung eines Aufenthalts­
verbotes folgende Instrumente in Händen: 

Abwägung von öffentlichen und familiären oder sonstigen 
individuellen Verhältnissen im Sinne des Art. 8 EMRK im 
Rahmen der Verhängung des Aufenthaltsverbotes (vgl. § 3 
Abs. 3 FrPolG). 

Selbst im Fall des Überwiegens der öffentlichen Interessen 
über die privaten Interessen die Möglichkeit der Abstand­
nahme vom Vollzug des Aufenthaltsverbotes für den Fall, 
daß die bloße Verhängung des Aufenthaltsverbotes ausreicht, 
um ein angepaßtes Verhalten zu erreichen. 

Die beigelegte Aufstellung des VBSA "Ausländerbetreuung" (./A) 
illustriert sehr deutlich, daß das Konzept der Gewährung von 
Vollstreckungsaufschüben - trotz entsprechend hoher Vorstrafen 
und damit Verhängung des Aufenthaltsverbotes - sehr erfolgreich 
war. Von 45 Probanden, denen über Ersuchen der Geschäftsstelle 
Wien im Jahre 1988 ein Vollstreckungsaufschub gewährt wurde, 
konnten 

34 Fälle positiv abgeschlossen werden, 

in 8 Fällen verlief die Entwicklung negativ 

in weiteren 3 Fällen endete die Betreuung durch Tod bzw. 
durch Abreise in die Heimat. 

Diese Erfahrungen rechtfettigen die Anordnung von Bewährungs­
hilfe, die im Falle der Verhängung eines Aufenthaltsverbotes 
letztlich nur dann sinnvoll ist, wenn ein Vollstreckungsauf­
schub gewährt wird. 

.1: 
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Durch die Möglichkeit der Gewährung eines Vollstreckungs­
aufschubes kann die fremdenpolizeiliche Behörde jene Vorteile 
nützen, die auch im gerichtlichen Verfahren bei Verhängung 
einer bedingten Strafe bestehen: 

Die Entscheidung über "Sein oder Nichtsein" in Österreich 
fäl~t nicht ausschließlich aufgrund eines einzel~en Vor­
falles, sprich eines einzelnen Deliktes, sondern 

die Fremdenpolizei hat die Möglichkeit, zwar einerseits mit 
aller notwendigen Härte ein Aufenthaltsverbot zu verhängen, 
andererseits jedoch immer noch eine "zweite Chance" einzu­
räumen und 

durch Befristung des Vollstreckungsaufschubes und die Mög­
lichkeit des Widerrufs zu überprüfen, ob diese "Chance" 
auch wirklich genutzt wird. 

Für die endgültige Entscheidung, ob das Aufenthaltsverbot 
vollzogen wird oder nicht, steht als Entscheidungsgrundlage 
dann nicht nur die gerichtlich strafbare Handlung zur Ver­
fügung, sondern auch eine weitere "Probezeit", in der die 
betroffene Person zeigen kann, ob sie gewillt ist, sich in 
Österreich z~ integrieren oder nicht. 

Der VBSA meint, daß das derzeit geltende Instrumentarium 
(Vol~streckungsaufschub) ein differenzierteres Vorgehen der 
Fremdenpolizei erlaubt, als die geplante Regelung, die letztlich 
nur zwei Möglichkeiten kennt, nämlich 

Aufenthaltsverbot und sofortiger Vollzug oder 

kein Aufenthaltsverbot urid damit überhaupt keine fremden­
polizeiliche Sanktion. 

Gerade das Strafgesetzbuch und insbesondere das Jugendstrafrecht 
mit seinen differenzierten staatlichen Reaktionsmöglichkeiten 
hat sich sehr bewährt und dieses Instrumentarium wird immer 
mehr ausgebaut. Der Verzicht auf das ähnlich differenzierte 
Instrument des Vollst~eckungsaufschubes stellt sich daher für 
den VBSA als Rückschritt dar. 

Dem VBSA ist bekannt, daß einzelne Entscheidungen des Ver­
waltungsgerichtshofes bereits jetzt in jene Richtung gehen, die 
der Entwurf zum Fremdengesetz einschlägt, wenn der Verwaltungs­
gerichtshof feststellt, daß im Rahmen des Vollstreckungsauf­
schubes nur solche Umstände Berücksichtigung finden sollten, 
die den Vollzug des Aufenthaltsverbotes, sprich die Ausreise, 
unmittelbar hindern (z.B. Auflösung des Haushalts, etc.). 

Der VBSA hält dieser, noch vereinzelt gebliebenen Spruchpraxis 
des Verwaltungsgerichtshofes entgegen, daß diese mit dem Gesamt­
system des geltenden FrPolG und auch mit den Materialien zu 
diesem Gesetz nicht .in Einklang zu bringen ist. 

. / . 
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Aus der täglichen Praxis und insbesondere der seit Jahren 
guten Zusammenarbeit mit der Wiener Fremdenpolizeiweiß der 
VBSA, daß immer noch Vollstreckungsaufschübe als "zweite Chance" 
gewährt werden - wie oben dargestellt häufen sich jedoch leider 
in letzter Zeit "Härtefälle", in denen zwar Bewährungshilfe an­
geordnet und trotzdem ein Aufenthaltsverbot vollstreckt wird. 
Der VBSA regt daher an: 

7. Einsetzung einer interministeriellen Arbeitsgruppe zwischen 
Bundesministerium für Inneres und Bundesministerium für Justiz, 

in der die neue Regelung aus dem Gesichtspunkt der Probanden der 
Bewährungshilfe besprochen werden möge. Der VBSA hofft, in diese 
Arbeitsgruppe eingebunden zu werden und daß Vorschläge zu folgen­
den Themen erarbeitet werden: 

Sonderbestimmungen für Minderjährige (die im § 70 des FrG­
Entwurfes genannte Jahresgrenze von 16 Lebensjahren fällt 
völlig aus dem System des ABGB und der VBSA sieht keine 
Notwendigkeit, warum von der eben in Kraft getretenen 
Regelung des § 11 a FrPolG abgegangen werden soll). 

Darüber hinaus schlägt der VBSA auch materielle Sonderrege­
lungen für Minderjährige vor, analog zu den Regelungen des 
JGG im Verhältnis zum StGB. 

Der VBSA hält es für notwendig, daß die Schritte des Straf­
gerichtes mit jenen der Fremdenpolizei koordiniert werden. 
Die Abstimmung der jeweiligen Maßnahmen soll möglichst bald 
einsetzen, sodaß möglichst unmittelbar nach einem allfälligen 
strafgerichtlicheri Urteil feststeht, wie die Fremdenpolizei 
weiter vorgehen will. Untragbar erscheint es dem VBSA, daß 
beispielsweise nach der Entlassung aus dem Strafvollzug und 
Bestellung eines Bewährungshelfers entgegengesetzte fremden­
polizeiliche Maßnahmen gesetzt werden. 

Allgemein erhofft der VBSA eine Rücknahme der angeführten 
Bestimmungen des Entwurfes, die Eingriffe in die insbes. 
durch Art. 8 EMRK geschützten Grundwerte bedeuten oder be-

günstigen können. 

Ergänzend und zur Illustration der vom VBSA gehegten Bedenken 
wird auf das in Kopie beigelegte Schreiben unseres Konsulenten 
Dr. Heinrich Vana an den Herrn Bund"esminister für Inneres vom 
2.6.1992 (Anlage .jC) hingewiesen. 

Der VBSA ersucht, die aufgezeigten begründeten Bedenken zu 
berücksichtigen und steht für eingehende Gespräche über die 
angesprochenen Probleme gerne zur Verfügung. 

\ 

Mit freundlichen Grüß~ 
\. t_ o~ p ~: {\ r(\", f IL i

,_ 
~'-lC ___ '!-,G"',r.-:-1 -, "=" ~-~ 
Mag. Reinhard Kaufmann 
Rechtsreferent 

Anlagen 
A. Papier "Ausländerbetreuung" 
B. Europarat Doc.3666 
C. Schrb. an Hrn. BM f. Inneres 

Dem Präsidium des 
Nationalrates werden 
25 Ausfertigungen dieser 
Stellungnahme übermittelt. 

v.9.6.92 

..... _--------------------------------------------
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ZERNER,VANA,KOLBITSCH 

Sg. Herrn 
Bundesminister für Inneres 
Ministerbüro 
z.Hd.Hrn. Ing. Berenda 
Herrengasse 7 
1010 Wien 
(PersÖnliCh Übergeben am 2.6.1992.) 

Rechtsanwälte 
Verteidiger in Strafsachen 

Dr.Karl Zemer 
Dr.Heinrich Vana 

Dr.Christine Kolbitsch 
A-l020 Wien 

TaborstraBe 10/Stg.2 
Telefon (0222) 214 77 10-0 

Telefax (0222) 214 77 10/16 
PSK Kto.-Nr.7423.989 

DVR 0647292 

Wien, 9. Juni 1992 
4r588557 

Betrifft: Verein für Bewährungshilfe und soziale Arbeit 
Abschiebung von ausländischen Probanden. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! 

Ich bin Konsulent des Vereins für Bewährungshilfe und soziale Arbeit 
und bitte Sie namens des Vereins höflich um einen baldigen 
Besprechungstermin zu einem für'den Verein bedrückenden und 
drängenden Problem: 

Allein die Geschäftsstelle Wien des Vereins betreut derzeit etwa 
265 ausländischen Probanden. Immer häufiger wird der Auftrag des 
Vereins, die größtenteils Jugendlichen zu betreuen und zu 
integrieren dadurch zunichte gemacht, daß ein Aufenthaltsverbot 
verhängt wird und sie damit vo~ der Abschiebung bedroht sind. 

Zu Ihrer Information lege ich bei: 

handschriftliche Statistik der Geschäftsstelle Wien 
"Ausländerbetreuungen" (April 1992). 

Es handelt sich meist um jugoslawische und türkische Probanden der 
sogenannten "zweiten Generation". Sie sind entweder in Österreich 
geboren oder haben hier einen großen Teil ihrer Schulpflicht 
absolviert. Wie Ihnen, sehr geehrter Herr Minister, sicher bekannt 
ist, bedeuten fremdenpolizeiliche Maßnahmen gegen diese größtenteilS 
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Jugendlichen eine unverhältnismäßig schwere Sanktion, da diese in 
Österreich aufgewachsene Gruppe 

ihre Muttersprache nur noch schlecht bis gar nicht beherrscht, 
in ihrem sogenannten "Heimatland" keine Chance auf Integration 
haben, da sie dieses meist nur aus Kurzurlauben.kennen und 
Familie, Freunde in Österreich sind. 

Als ein Beispiel für viele lege ich zur Information bei: 

Schreiben an die Fremdenpolizei vom 16.3.1992 samt Beilagen. 

Ich gehe davon aus, daß bereits auf Grundlage des § 3 
Fremdenpolizeigesetz die persönlichen Verhältnisse der Probanden in 
einem höheren Maß berücksichtigt werden müßten, als derzeit. 

Nicht nachvollziehbar ist für den Verein die Situation, daß 
einarsei ts von· Sei ten des Strafgerichtes Be~lährungsfdlfe angeurdl1e i; 
wird und damit im Kern von einer günstigen Prognose ausgegangen wird 
und andererseits von Seiten der Behörden fremdenpolizeiliche 
Maßnahmen ergriffen werden. Um diesen Problemkreis zu besprechen und 
auch damit zusammenhängende verfahrensrechtliche Fragen (so 
beispielsweise rechtzeitige Einleitung von fremdenpolizeilichen 

I 

Verfahren noch während der Haft, sodaß Schubhaft im Anschluß an 
Strafhaft nicht notwendig wird) bitte ich Sie nochmals höflich um 
einen baldigen Termin. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Vana 

Beilage: w.e. 
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PARLIAMENTARY ASSEMBLY 
OFTBE 

. . ·COUNCIL OF EUROPE 

2 Odober 1915 

REPOBT 
Oll IM legal ~ o{ aUena I. 

.. ~,..p: Nr PlDrJ 

. ·LDf'II/t~ 
, ... .,.w t" • z..", Afftdnl o...u.u,,. •• 

.. The~bly. 

L . CoDSideriDg tbat in Coamcil 01 Eu.rope 
mcmber stares more and more pcrsons travel· 
~ stay abmad ~ . . 

. . 
2. . CoDSideriDg tbat tbe laws c:onceming 
Ibe entry. sojoum, lesidence and ~u1sion 01 
a!ieDS and c:oncemiDg their legal status in 
geDeral. aIthßugll foJIowing the same pattern.' 
\Uy from ODe CoWX'Ü 01 Europe member stat8 
tD a.nothcr ; . 

. '. ~ .. 
8. . CcmsideriJsg tbai it is dcsirabJe tD 
acbieve the greatest possible UDilormity hetweeu 
tbe aJiem laws and regulatioDS oE tbe member . 
Rates 01 the CoUDCil 01 Europe ; 

" .". 

1 

ASSEMBUE 'PARIDIEN'IilRE 
'DU .", . 

CONSmL DE DEUROPE 

BA.PPORT 

\ .... ~. 

. Doe.,SW 
'. l'--'" 

aal" Je atllftJt jurldlque daetnmgcra I -0 
.' . 

LPIOJd dc reco~ancf.rlon 

'''e.,.'' ,." .14 ~ ä ..... rt.ouJ.u.lfltpaaa . , 
• 

. . 

L . ConsideraDt dans Ja ttats membres du 
Conseil de l"Europe la &equeoce aecrue de voya-
ges et de ujours a r~~ger ; . .. o •• 

. l ' ( 

2. . ... Es~t q~. maJgre une sim.ilitude 
dans Ieurs grandes ügQes. Jc:s lois quirCgisseAt 

. rentr~, Jesejour, Ja residencer l'expu1sioD et Ie 

. statut juridique CD general des etraogers variCllC 
d"wa Etat membre du CoDSeil cJc l"Euzope 1 
"awe; ..' ..,.:' . 

S.. . Considerant souhaitable la pluS grUde 
uDilormite possiöJe eratre Jcs lais et r~glemetlts 
appliques aux etrangers par Ja trats membles du 
C"..oaseil da l"Euzope » . • 

1. Vair Dac. lUM11 CIC JI.-vai a- S1S da 27 fuira··l8118. 
.. i . 

. 2. IJ. Adopth par • commWiGD le 2 ocIabIe 1m ,.. 
'10 vaiz CIImIH 0 Gt S ~. . 
MDa~ D-= U. COMIGISION I MM.. Mwgue ("~arI' • 

Sr..g~. Seny (Vfu-P,~}. AcWI. AlWr. 
Buic:ltt" ~~ CItlGl, D. MtIIt:D. DoelftIl. a....m. 
Cri .. (lt~; Bu&J. a.DUDd (Rem~ I L.id­
. ttnlJ. H~ 1: ,. I..apsc (zgrn"""; 'orniJ. lAu. z...u.. M~t::::" MM. M_p.Ir.w. ~­
Iu:uau. P6ricii«. Pika. Pnä, J\cU:ahan. S&Dtl4co. H. 
Sc:hmiIe, cf. Stad.. SlaffeLm. Vobnr; WIIIW • .l, 
WiIWaa (s-a,...,: He,.,. . . : 

N. B. La NCIWS DU NDA&IS QCß Ol'tr PIUI '.n' AU.wmr 
SON!' INDrqua ." ft'AUQUL . . 

•• V,* 1:J- ..... S ~ 1117S (adapcitD du 
pmj« de~!ioa aaICId6),,, 110m " GaU-
789. 
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4.Welcoming thc achiewments ~ched by 
tbo CounciJ of Europe and other international 
organisations for the improvementof the 1~laJ 

. lfafUs of s~ ca~,ories of aJic:ns such &S 
. relu,ces mc1 migrant wOlken; . 

S. Expressing the hope that the Commitree 
oE MiDistcrs will 5oon. opeu tbe European 
Convention 00 the !::u Status of Migrant 
Workers for signatur., ratification by Council 
oE Europe membe-f states ; 

6. CoDSidcring, however, that the time has 
1l0W ~e. far an overall approach to ,thc Jegal 
status of allem in general. 

• 1. . Rec:ommcads that the Co~tteo of 

. I 

MiDisters iDstruct the European Committee on 
Legal Co-Gperatioll (Ce]) to draw up a 
Europeau Conveation on tho Legal Status of 
AliCDS on thc lines of tbe priIJcipJes att:lched to 
the prcsCDt recommendatioD. ~. .. 

Prinapilu on which a Uniform alism ltzw in • 
Count"il uf EtmJpt: membeY' stIlt~ r.ould be based 

1. There shall be freedom' oE moveiuent of 
pasOllS betweeq Counc:il of Europo member 

. .tates. Reomiet:ions to movement of aliens should 
be ·tisted lhmtatively. Thcy should be 
barmoDised. 

2. h pnnciple there shall be freedom of 
rcrideuce of persODS iIl Council of EW'ope 
mcmber statcs. 

s. . Idmäty c:uds, ·other than psssports, 
shall bo issued to aliens on the 53JDC coaditioDS 
u they aro i:ssued to uationals. 

4. WithiD any penod oE twelve moaths. an 
alieu may stay (without wOlJdng) for a total of 
six montbs in öl givcn territory Wlthout uecdi.Dg 
a penDit. 

'.' 

,. 

./.

' 4.. Not:mt a1illc utislaC1ioD J. r~lt.1ls 
obrl"llus gr1ee au~ f'!ffot:tt d~loye.s I':'JT le Conseil 
de l"EuTOpe et d'autres ofg=is:ltions intenutio­

.' oales enwe ci'ameliorer 1e statut juridique cie 
catigories specwes d' !traDgen. teiles que les 
rerupes ce 1. travailleurs migraalS i 

, . 
5. 'Exprimant I' espoir que le Comire des 
Mioisttc:s ol1vrira procbaiDement • Ja sign.ature 
et a Ja ratification des Etats membres du Consc:.iJ 
de l'Europeb Convcotion t'uropeenne re~:i\'e 
au statutjuridi~ue du travaiJlcUl mjgrant ; 

6. Ccmsidermt touteiois que Je· moment est 
venu d'a.hOTder ti'une m:uUere glob:Lle 13 questi~n 
d~ sb~t jul'idique des erran,eß eD general. 

;. Recommar.d. au Comite des MiD:istres 
de chlrger le Cnmit~ eorop~en de coop.hatb" 
juridique (CCD d' eIaborer une ConveDtion eur~ 
peeDDe sur l~ statut juridique' des etrangers CD 

s'iDspir:mt des pru.cipe. qui figwent Cll -,luu~~c: 
ä Ja presente rec:ommandatioD.· . 

Principe6 dom on POUfTGit s'jnrrzirn 
pOUt llabo,er urul IJgisLltioll IJniJo~ 

. concctn4nt La ttf"DlI,ers d4ru La ~tau membTcs 
thA CotLSllil. ds Z' Europc 

1.' Respeeter la liberte de circulatiOD des 
per50nncs entre Ies etats membres du Cooseil 
de l'!l:w(',{<. EIlUlf.i:rt:t daIJ:; une wte: linllr:ti .. ·~ 
Jcsrcstnct:ioDS acette libero!: de mouvemenr des 
elnagers et hanaoDiser ces restrictions. 

2. Resspecter le principe de la liberti: de 
residence des personnes dans les ttats mc:tDbr~ 
du CODSeü cie rEurope. 

3. . ,De1ivrcr aus etnngers des piec:es d·jdc:~· 
dU: (autrcs que Ja passeports) da.os Ja meme$ 
cODditions qu' awc nationaux. 

-4. Permettre, au cours de taute periode d.e 
douzc mois, aun .etranger de ~joumcr (i ~nd,. 
tioa qu'll De travaiJle pas) pendant sb: m~lS ilU 
total sur W1 ten'itoire donna SaDS pemus de 
sejour. 

" 
!~ 
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. StGftIt;undlqu du dCftlllger;t:~· DDe. .. _________ -_ •. :u._ .... ________ • ______ • ________ •. _ 

5. \Vork ~1lPit5 shall be gnnted whcnever 
it is cleod' tbat a p:uticuW position ~t be 
fiIlc:d by a oational or by aDothcr residetlt alrcady 
possessing a work pcmnit. 

8. . N:atiüD:lls cf CoW1Cil of EUtope mcmb.er 
states ~p:lblc oE supportiDg themselves sJWJ be 
pnted rbidenc:c perrnits vaUd for-(at least) oßt: 
yu.r. provided that they are not undesiTable on 
~ific:d grounds .1nd. tlut fhere js 00 real danger 
01 the number of aliens bccoming toa large. 

1. After thrcc years of resid'COcc, 3D a.Ueu 
W1l be adtled to a residenc:e pennit of ten 
)'~ orindcliDiüve validity ., the c.ase may be.-

8.- A residenc:e permit may not.·bC 
M~WL . 

9. An alien without a valid residence 
permit may be removed ftom the ternlory of a 
member' state OD spec::ified Jegal grounds only. 
lJe shall have the right and the possibiJity of 
applyiDg to. &Q independent appeal authority 
beiore being remov~ It should be stud1ed iE 
also, or alternatively" he sb.Ul !lava tbe rigbt to 
bring bis case before a judge. He shall be 
iDformed oE bis rights. U he ~ppliC$ to a court 
or to a high administrative authority. no removaJ 
may ta1ce place as Iong as the C3se is pending. 

10 A. pedon holding a valid raidenc::e pennit 
may nnly be expeUed from the· ttm'itory of a 
member stare in puzsuancc of ~ fi.n3l court order. 
The grouads lot elCpuJsJon slWl be est.Ab~ed 
limitatively by law. -

11. Before =t:ry is .ed 'to an alien he 
shall· have a right to stare his ease fuIly to. the 
authorities. Jf he does not want to retun::a to 
anotber sOle be sh311 have a fight to be dewned, 
cn:lbling blm to fc:m:Un pendiilg the decisioD of 
a high administrative authority. 

5. . - Octroyer UD pecmi.s de travail ehaque 
rDis q~'il est tlviderot ql.l'u.o emploi particuJicr u 
pr:ut etre ~ccupe par UD rcs$Ortissant d&l pays eD 
causeDi pu UD autre tesideDt dejä titu:laire d'Wl 
telpelmis. 

6. Aecorder unG carte de:. sejour eJ"untS vali~ 
dite d"un an (~U !noins) a\vc ressortissants d'autres 
E:t .. t:s mt"mbreo.i du COllsdl de )~wopo capables 
d., subwnir ä lcllrs hesoins,' s:alJf s"i1 s agit d'indi. 
vidu:: ind~sirablr's polle une raison pr~e Oll s'U . 

. y a ris'1ue ree! que Ja propottiün d'etrangers uc 
devienne trop eIev.le. \. . 

1. Habililer. apriS ttois annee:s de r6Q-
dcnCC!. UD e!:luger a rcl.-evuiz UDe: t:öU'te de seiQUl . 

valablb J.ix ms ou. lc ~ 6chc.ull. da dutilc: ~ 
termiJlje. t 

8. Fa.i:e cD sorte qua la carte deo sejo1ir 118 

puisse etre reUrer. . '. . . .. . 

S. Ne fenvoycr du territoire d'1ID Etat 
membre UD elnn!l;er non. tftuJaire ,~'UDe carte de . 
scjour valido que poor des nisoas predses. 
Accorder ä l'interesse Je droit et Ja possibilite 
d" a. apl>eJer a wal: instli.Dce d., reoours iodepm. 
dmte ilV;..nt ~ratre C:~"puJsl; ct cn.ßsagcr <IC lui 
ae::ordu, 4galt:ment ou 1 titr~ d' .Altcrn .. tive, 1e 
clroit de saisir un tribunal t.'informcr de ses 
droUs. Si r .oJ'faü-e c:st port~ devant un tribunal 
ou UDe haute J.utorite admUd$tntivc. aucwu: 
expulsion ce de"rait 8\'Qir Jieu·Ölv:..ot le'prODOlu::e 
dujugmbeDL . 

10. N' emulser du tenitoire d'ull ttat meID­
hre unepersÖnne titulaire d',tne c-arte de 5~1' 
~·a.Iide qu' en l,'e,rtu d"ur. an~t~ d\:xpukion offi·­
cie!, reodu I'~ \1n tlibW3Al_' La. Ihgislation 
com'DOrt.cra une liste limitative des motifs d'ex­
pulsion. 

.. , . 
11. Acc:order ä on etr:mger. avmt de lui 
refus« l'entree sur le tenitoire. le droit d'exporer 
IOn cas aux autorites. Si "interesse ne deme 
pu retourner dans un .. utc,; tr.,;,.t, llli ~rder le 
dreit de choisir UDE' cll:rcllti ... n qui lui pc::rmett~. 
de dememer sur le tcnitoire eD attendant I. 
decisiOD de . Ja baute autorit6 administrative 
compjtente. . 

12.. . AA expulsioD order ",hieb CaNlof be 
ex«.-uted !;~ laoDse after ~ rea.soaablc:: ~riod of 
gccd beh:1\'iour °which !:hall ölot excced thrt:e 
yean. 

l!. Rendre definitiverDent c:aduc, 11'upira­
t~ou d'l1ue o.:.doJ~ r.i~nuaLlo.: J~ ~iCul~ conduit-= 

I nc d~Pa:oS~At l"'s trt.b; ... ns, ... r. .kitte (l\:.pulsion t qui n'a pu itr. exkuta. . 

S 
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. '. , . 

AUSLiNDERBETREUUNG 
.. y, 

======-a' .--•••• _.===;:- --= 
- .. """-

".' .. '," .. - ,,' , ' . ." . . ,'" 
, .. ; : ~... ,.', :~,(::':. :: 

Um 'den erfolg/Mißerfolg: der Beuewn9 dUrch die' Bee.ihrungshUteund der ... 
" :' .' . " .'. ' . .' ' " '. ) ,".- ';. 

fremdenpolizeilichen Maßnahmen zu überprüfen, wurde d~e Entwicklung jener 
pa'rsonen kont'i-ol.lie'rt; für die 1988' über' die Geschäftsstelle Wi~n An- . 

'., . . . . 

suchen um Vollstreckungs.ufsCDUb gestell~ wurden. Es handei~siCh dabei 
.;. Personen.~. t9a8 neu~ 8etr • ...;.,g übern_ wUrdsn o~ bereit. in 

laufender .. B~?"euungstand~n. " "', 

vqn "diaHn ~";USonetl wurden im ""Juli 1992 noch :7 Per.onen betreut. Davon 
w~ren 2 Erwachsen~' (eine gerichtlich angeoranete Bewährungshilfe, eine 
t 27a-Weit~~treuung) ~nd 5 Jugendliche· (all~s § .27a-wei~eroetreu~ngi!n)~ 

, . ' ' ' ' 

. -.. 
.' .' .' " " . 

'. 

Sei der ausgewähl~en population handelt es sich um 24 Erwachsene und 21 

. jugend1i~~ •.. ,.': '. :,'~'~~:',". : ' . . " . . 
.. ' 

i -

f', , 

.... ........ . . ' .. -'.~.. . '. . . 
,.-, : . 

. " .-
,.: ... -....... . 

,. '. -

.. :...~.'.. . "I .' 

~.. . : .. " -,". 

"a:j SbsisbÜrgerschaft . 
. ~ , : 'jUgOB~wien ' 14' 

, '5. 

.b) Aufenthaltsdauer in Österreich 
6 unter . ;10 Jahre 

lS ' über 10 Jah~ ~ . " . 
"'. " TQrkai 

" ' . ' .. 
'. :. " Ungarn 

.:'. -
, '. 

1 

'1 -
21 

:. : .. : '. 
" 

c) Entwicklun..9. 
Den,letnenInformationen nach können 14 Fälle alsposi~1V abge­
scn10ssan "betrachtet" ';'erden.5 Fälle ~erll.efen "nega"iv. "~in. Persan 

, ,1ebt'1ftJugosl.8wien" ein P~oband fand 'de~ Tod beim Mili~ära1enst:in 
JUgasia~i.n'~ Von 'de~ nega~iyen Fällen hatt:en"2 eiJ,e ,Aufen~nalts-, 

. 'dauer in' österreich von unter 10· Janren (4'· und e Jahre) '.. ' 
.'Auffarie~d 1st in~gesamt ein,- hohe v~rs~f~nbelast:u~g'zum Z~itQUnk~ .. , " . " , ' . . . 

der Ers~inte~erition der Bewährungshilfe bei ,der FremoenQolizei: ' 

, 'bis' 6 Monat:a:' 4 ' ( 
bis 1 'Jahr: 6 
bis 2' Jahre: 4 
bis, 3' Ja"re: ' 5 
bis 4 Jahre: 1 
bis 5 Jahre: I 
bis 6 Jahre: 1 = ergib'!: gesam~ 

I . 
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Bei den negativen Fällen lag die. VQrStr3fenbelastung in • Fillon'bis 
.. Zu ein"'; ~" in einem Fall bei. etwas über 3 Jahie. . .... . . 
" . l)allit wird deutliCh,da6 "cU.e VarsUBfenbelas1:Ul19' ke:i.n.!n ...cs-i-", '.' 

.d.mden Eint"lull ~uf dil spöt.n entwiCklUng hat. . ." .' .• 
.Be1 dan 14 Fillen, die positiv beurteilt werden kÖ~~, kam es in 1 .. .". 

Fällen zu z':J!Ilindes-ceiner gerichtlichen Verurteilung nach der Ge .. ~h-
.. rungeines" \lolistteckungsaufschubes . 

. " Die, "orliegenden Daten erhärten die These~ daß, nach ·Abkl:.ngen der 
, . ':' .'. ,. r " _. . 

, pubertären Phase eine ~onsoli~ierung in der überwiegenden ~zahl von 

.. FiUen eintri'Ct. . '. ~ ... '. I .. 

2. &vac:hSeI18 
, Von den 24 erWachsenen kÖn·nen 20 als positi" beurteil't .. erden, in 3 

. Fällen verlief die Entwicklung negativ, bei einem Fall ist über den 
. Fortgang nichts bekannt, da die weitere Betreuung durch 'die .Zencral-

, staUe erfolg1:e ~ 

\ 'al StaatsbOrgerschaft .,' 

.. ~ "Jugoslawien" 
,.- \ ., 

,·,Türlcei 

.. Irak 
,ungarn (FlüCh1:1ingsstatus) 

Syrien 
" Australien 

staa1:enlos 

c) vorstrafencelastung 

bis 6 Mona1:.: 
, bis 1 Jahr: 

bis 2 Jahre: 
, '. bis 3 Jahre:' 

, . bis 4 Jahre: 
bis. 5 Jahre: 

, bis 6 Jahre: 
b:1s 7 Jahre: 

,biS e Jahre: 

.13 

2 

1 

-24 

1 
5 
6 
2 
·1 
4 
I 
2 

··1 
2 • 

7 unter. 10 Jahre 
I. 

18 über 10 Jahre 

1 ungeklärt 

.!' 

, ' , 
" 

, ' 

I 'ergj,b't sesam' 24 
.. ungeklärt:, 

Auch bei,den Erwaensenen lieg~ eine hohe Vorstr3fencelas~ung vor. 
, ' 

Dennocn K3m ,szu fas~ ausscnli~ßlich pOSitiven Entwicklungen. , '. 
Bei dan FäUen, die als pOSitiv bezel.chne~ werden können, Kam es in 
4 Fällen %umindes~ zu einer gerichtlichen Verurteilung naen oer Ge-

währung diS VollsereCkungsauiscnubes. 
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Die :3 Fälli, die einen negativen Verlauf nahmen, hactan alle eine 
, " 

Aufenthaltsdauer unter 10 Jahren in österreich~ in 2 Fillenfehlte 
, ' 

jeder fu.Wiire a8ckgraulld ( ain·i=l.u~.r- aus Syrien •.. 
ein scagenlaser Flüchtl1ng). ' ,"" '" ... ';:,. 

" " 

es ;sC an2Ul1_n, daß die Hilfen, die durch die· a.Wahrun9Si1ilfe 
gegeben 

werden konn1;sn ~ wesen1:lich zur St~b1lisierung b'eigeUagen haben. 

Jugendliche, 
,&wachsene, 

" I Frauen' 

positiv nega1:iv 

2 1 

4 1, 

'. 

", 

" Minner 

positiv neg3~iv 

12 

16 

4 

2 

6 

,Sonstiae 
T 

2 
" 

l' 

3,' 
" ,6 '2 2B 

',,====== •• "_.=::;:=='. - -, . ",,,,~ -',..: ." "'~~':==':==========--:=-=-. ," ", 

'. -.' 

tnsgas
aart 

wurden 34 Fälle positiv abge~i:nlossen. in 8 Fällen verlief die 
c~u/ig I\IIgBuv, in 8ineio Fall endete diB Betrewn9 niiCdeIII Tod deS . 

. Prabam!enund in2 Fillen wkd vem~~,· dioB sich d1Ii~enen .iIer 
'in ihr- Haima-eiand 'befinden ~ 

Jugoalaw1en' ' ' , 

, Türkei 
Rumänien ' . 

polen 

Iran 
Tschechoslowakei 

Ungarn ' 

Staatenlose 
" ' 

Sonstige 
Summe 

, 'Jugendliche' 

122 
':68 

1 

2 

2. 

I 
1 

6 
4 

Erwachsene 
17 

8 
, . 3' 

3 

5 

1 

3 

6 

'2 

48 

Gesanrt ' 

139 (72) 

7.6 (18l 
.4: ' 

:,5 (2) 

7 (1) 

1 

, ~ (2) , 

12 (10) '. 

6 (8) 

254 (113) 206 
••• ========== •••••••••••••• ::==========: 

.. : 

Oie Zahlen in der Klammer geben die Werta von 'April 1987 an. Bei der Zäh­

lung im April 1992 wurden Personen mi~ oappelst.8~sbü~erscnaft Md~ er" . . .'. 

faßt. Oie Ausländerbe~reuungen machen ca. 15 % der Geschäftss~ellenpopul3tian 

aus. 

Wien. am 15.7.1992 f Fr 
Mag. Anni Haioar en. 

" 
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